
Vizekanzler Kogler betont
immer wieder die grüne
Handschrift in der
Koalition. Sie ist sodeutlich
lesbar wie von einemArzt.
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Karas zu Migration: „Haben
keine Zeit mehr zu verlieren“

den neuen Asyl- und Mig-
rationspakt debattiert. Er
beinhaltet Hilfe für beson-
ders betroffene Staaten.
„Wir dürfen keine Zeit
mehr verlieren. Zum ersten
Mal seit 2015 haben wir

D ie Migrationsfrage ist
eng verknüpft mit

Schengen. Ein Ort in Lu-
xemburg. Dort schlossen vor
40 Jahren wichtige Länder
ein Abkommen zur Abschaf-
fung von Grenzkontrollen in
ihren Bereichen ab. Öster-
reich trat 1997 bei. Ange-
sichts anhaltender Asylkri-
sen bröckelt das System im-
mer mehr. Othmar Karas,
Erster Vizepräsident des
Europäischen Parlaments,
sagt: „Die Schengengrenze
und die EU-Außengrenze
müssen ident sein.“ Im EU-
Parlament wurde neulich
unter Karas’ Leitung über

eine Position der Mitglied-
staaten. Das ist ein immen-
ser Fortschritt, der leider
nicht so wahrgenommen
wird.“ Karas’ Ansatz:
Außengrenzschutz europä-
isch geregelt, von der EU
organisiert, kontrolliert
und finanziert. „Hier müs-
sen alle Mitgliedsstaaten
einen fairen Beitrag zah-
len.“ Das größte Problem
sei der „Fleckerlteppich an
Regelungen. Wir brauchen
auch einheitliche Asylver-
fahren, um gegen die un-
kontrollierte Weiterreise in
andere Mitgliedsstaaten
vorgehen.“ EV

„BURGER-GATE“

Karl Nehammer erklärt sich:
„Frag den Kanzler“ beim Heurigen
Kanzler Karl Nehammer
geht bei „Burger-Gate“ in die
Offensive. Er lädt am Don-
nerstag zu einer Diskussion
mitOrganisationen und Kri-
tikern. Nehammer reagiert
damit auf die enormeAufre-
gung um seine Aussagen zu
Armut undTeilzeitarbeit von
Frauen. Nehammer meinte,
Eltern könnten ihren Kindern

locker eine warmeMahlzeit
organisieren. Ein Burger bei
McDonalds samt Pommes
koste nur rund 3 Euro. Und
wer mehr Geld wolle, müsse
einfach mehr arbeiten. Leis-
tung müsse sich lohnen,
meinte er in einem nicht für
dieÖffentlichkeit bestimm-
tenVideo. Aufgezeichnet bei
einemTermin mitÖVP-

Funktionären in Salzburg. Ti-
tel der kommenden Diskus-
sion: „Frag den Kanzler“. Ein-
geladen sind u. a. AMS,Wirt-
schaftskammer, Rotes
Kreuz, Samariterbund, Ka-
tholische Frauenbewegung
und Sozialmärkte. Zu seinen
Aussagen stehe der Kanzler
aber nach wie vor, hieß es in
einer entsprechenden Pres-
seaussendung. DasTreffen
findet übrigens in einem
Heurigen im 19. Bezirk statt.

GRÜNERGEGEN BLAUE

Sozialminister Rauch: „FPÖ in der
Regierung muss abgewendet werden“
Die FPÖ liegt in allen Um-
fragen vorn. Das freut die
Regierenden nicht ange-
sichts ihresVertrauensver-
lusts und des Blicks auf die
Wahlen 2024. Nun äußerte
sich auch der grüne Sozial-
minister Johannes Rauch
zumThema. Der APA sagte
er, dass eine Regierungsbe-
teiligung der Blauen abge-

wendet werden müsse. „Es
geht ums Staatsganze. Ich
sorge mich um die Demo-
kratie und um dieses Land“.
Auch müssten dieÖVP und
die SPÖ ihre Dialogfähigkeit
wiederfinden. Rauch fürch-
tet, dass eine Kanzler-FPÖ
das Land so umgestalten
wolle, „dass wir es nicht
wiedererkennen“ .

Getrübter Sonnenschein beim Klima
die Investitionslust stark
bremsen.“ Die grüne
Energiewende mit allen
positiven Folgen wie CO2-
Reduktion, Dekarbonisie-
rung, hätte damit ein jä-
hes Ende. Es würde zu-
dem bei der Strominfra-
struktur neben den Zu-
satzkosten für Stromkun-
den auch Beiträge von
Bund und Ländern geben
müssen.

Ministerium spricht
von Transparenz
Die Ministerin verweist
darauf, dass schon jetzt
Netzbereitstellungsent-
gelt eingehoben werde.
„Die genaue Höhe hängt
von Netzebene ab und
unterscheidet sich je nach
Bundesland.“ In der No-
velle sollen die Netzbe-
treiber verpflichtet wer-
den, dieses „Netzan-
schlussentgelt“ transpa-
renter und nachvollzieh-
barer zu gestalten. Das
klingt alles andere als
konkret oder gar beruhi-
gend, sagt Paierl. Auch
beim EWG bleibt das Mi-
nisterium vage. „Es wurde
als Regierungsvorlage
eingebracht und befindet
sich derzeit im Parla-
ment, es benötigt eine
Zweidrittelmehrheit. Für
uns ist klar – je schneller,
desto besser.“

Mark Perry, ErichVogl

sind, sondern dass künftig
jeder, der auf PV-Strom
setzt, eben auch die zusätzli-
chen Netzkosten berappen
müsste. Paierl: „Das wird

den Anschluss an das
Stromnetz und die Einspei-
sung von Sonnenstrom nicht
wie bisher pauschal 50 Euro
pro Kilowatt-Peak zu zahlen

zender des Bundesverbands
Photovoltaic Austria (PVA).
Die Krux befindet sich in
§ 111 des geplanten Geset-
zes. Der sieht vor, dass für

Ministerin auf demDach:
LeonoreGewessler weiß ihre
Themen zu positionieren.
Doch ist nicht alles so leicht
zu stemmen, wie sie sich das
vorstellt und ankündigt.

D ie Grünen sehen sich
als Motor für eine kli-
mafreundliche Welt.

Einiges konnten sie auch
umsetzen – CO2-Steuer oder
Klimaticket. Kritiker jedoch
orten hinter vielen Ankündi-
gungen von Ministerin Leo-
nore Gewessler viel heiße
Luft. Österreich ist noch im-
mer Europameister im Zu-
betonieren, die Verhandlun-
gen zum EWG (Erneuerba-
ren-Wärme-Gesetz; Aus-
stieg aus fossilem Heizen bis
2040) sind zäh wie Kaugum-
mi im Haar. Und nun das:
Die Grünen, die sich so sehr
für Photovoltaik einsetzen,
verankern in einem Geset-
zesentwurf, der der „Krone“
vorliegt, dicke Fragezeichen.

Kritik vom Verband
Photovoltaik Austria
Laut Entwurf werde der
Ausbau massiv torpediert.
Kostenlawine inklusive. Je-
ne, die auf PV setzen, müss-
ten zusätzliche Kosten für
bereits erfolgten oder noch
zu leistenden Netzausbau
zahlen. „Das kann ziemlich
teuer werden und würde vie-
le abschrecken“, sagt Her-
bert Paierl, Vorstandsvorsit-

Neue Baustellen für Ministerin Leonore
Gewessler: Ein Entwurf zu Photovoltaik sorgt für
Unmut. Er würde zu hohe Kosten für Betroffene
bedeuten und die Investitionsfreude beenden.

Kroatische Polizei kontrolliert die Schengengrenzen, um illegale Migration zu verhindern

ÖVP-Politiker und EU-Parlamentsvize über das bröckelnde
Schengen-Abkommen und das Problem „Fleckerlteppich“

Othmar Karas, EU-Politiker
und ErsterVizepräsident

EHRLICHGESAGT
HERR NIMMERWURSCHT
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